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Varkündet am: 27.09.2016

Berner

als Urkun dsbeamtin der Geschäitsstelle

Klägers,

Akterueichen: 2 K 683/16.W1.A

VERWALTUNG SGE RICHT WIESBADEN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

I n dem Verwaltungsstreitverfahren

des Herm

Staatsa nge hörigkeit: syrisch,

bevollmächtigt:

Rechtsanwalt Stephen E. Marquardt,

Bärenstraße 8, 65183 Wiesbaden,

- 16/000042 -

gegen

die Bundesrepublik Deutschland,

vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchllinge,

Ursulum 20, 35396 Gießen,

- 6649733475 -

wegen

Asylrechts

1.11.2016 13:26:40

Beklagte,
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- hat das Venaraltungsgericht Wiesbaden - 2. Kammer - durch

Vorsitzenden Richter am VG Dr. Wartusch als Einzelrichter

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 27. September 2016 für Recht erkannt:

Nr. 2 des Bescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom

26.04.2016 wird aufgehoben. Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger die

Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen.

Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen. Gerichßkosten werden

nicht erhoben.

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger darf die

Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzende n Kosten

abwenden, falls nicht die Beklagte vorderVollstreckung Sicherheit in derselben

Höhe leistet.

-z-

Tatbestand

Der am fJ in I geborene Kläger ist syrischer Staatsangehöriger arabi-

scher Volkszuge hörigkeit.

Am 22.09.2015 meldete er sich als Asylsuchender, arn 23.03 2016 beantragte er beim

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Asyl. Das Gespräch zur Bestimmung des zu-

ständigen Mitgliedsstaates zur Durchführung des Asyfuerfahrens erfolge am selben

Tag. Der Kläger gab an, er habe sein Heimatland um den 01.09.2014 verlassen. Er ha-

be sich 9 oder 10 Monate in der Türkei aufgehalten. Uber die Balkanroute sei er am

28.07 .2015 nach Deutschland gekommen.

Die Beklagte hörte den Kläger am 08.04.2016 zu seinen Asylgründen an. Er gab im

Wesentlichen an: ln Syrien habe ereinen Personalausweis, Reisepass und Wehrpass
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- besessen. Wehrdienst habe er keinen geleistet. Die Schule habe er 12 Jahre besucht

und mit dem Abiturabgeschlossen. ln zwei Jahren habe erein lnforrnatikstudium abge-

schlossen. Ohne Abschluss habe erdrei Jahre Wirtschaft studiert. ln staatlichen Schu-

len sei er Lehrer für lnformatik ab der 7. Klasse gewesen. Er glaube, dass er als Lehrer

automatisch beider Regierungspartei als Mitglied registriert gewesen sei. Er beschränk-

te seinen Antrag auf Flüchtlingsschutz.

Auf die Frage, was dem Kläger persönlich vor der Ausreise aus Syrien passiert sei sage

er, er möchte nicht an dem Krieg in Syrien teilnehmen. Egal beiwelcher Partei. Die Sol-

daten seinen vor der Ausreise aus Syrien bei ihm gewesen und hätlen ihn aufgefordert

dem Militär beizutreten. Deswegen habe er umgehend das Land verlassen. ln einer an-

deren Region Syriens hätte er bei einer anderen Partei kämpfen müssen. Er habe das

Land durch Bestechung der Wachen an deÄ Checkpoints verlassen können. Wegen

des Kriegs in Syrien seidas Leben unerträglich gewesen.

Mit Bescheid vom 26.04.2016 erkannte die Beklagite den subsidiären Schutzstatus zu

und lehnte den Asylantrag im Übrigen ab. Wegen der Begründung wird auf den lnhalt

des Bescheides Bezug genommen. Der Bescheid wurde am 29.04-2016 mit Pmtzustel-

I ungsurku nde zugestellt

Am 11.05.2016 hat der Kläger Klage erhoben

Der Kläger beantragt,

Nummer 2 des Bescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge

vom 26.04.2016 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, dem Kläger die

F lüchllingseigenschaft zuzuerke nne n.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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. Die Kammer hat den Rechtsstreit durch Beschluss dem Einzelrichter zur Entscheidung

übertragen. Der Kläger ist in der mündlichen Verhandlung angehört worden. Wegen des

Ergebnisses wird auf die Sitzungsniederschffi verwiesen.

Wegen weitercr Einzelheiten des Saclt- und Streitstatdes winl Bezug genom]rlen auf

den lnhatt der Gerichtsakte des vorliegenden Verfahrens und auf die Behördenakten

der Beklagten sowie auf die Erkenntnisse der Kammer über Syrien, die Gegenstand der

mündlichen Verhandlung gewesen sind.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Verpflichtungsklage ist begrundet. Der Kläger hat einen Anspruch auf Zu-

erkennung der Flüchtlingseigenschaft; Zffer 2 des angegriffenen Bescheides der Be-

klagten ist rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rechten (§ 113 Abs. 5 Satz 1

VwGO).

Nach § 3 AsylG ist ein Ausländer Flüchtling im Sinne des Abkommens über die Rechts-

stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 - Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) -, wenn

er sich 1. aus begrundeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Natio-

nalität, politischen Ubezeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen

Gruppe 2. außerhalb des Landes befindet a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und

dessen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in

Anspruch nehmen will, oder b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnli-

chen Aufenthalt hatte und in das er nicht zuruckkehren kann oderwegen dieser Furcht

nicht zurückkehren will.

Weite re Einzelheiten zum Beg riff de r Ve rfolgu ng, den maßgeblichen Verfolgungsgrü n-

den sowie zu den in Betracht kommenden Verfolgungs- bzw. Schutzakteuren regeln die

§§ 3 a bis d AsylG. Gemessen an diesen Kriterien liegen hinsichtlich des Klägers die

Voraussetzungen des § 3 AsylG vor.

Allerdings ist der Kläger des Gerichts nicht vorverfolgt aus Syrien ausgereist, selbst

wenn nach ihm wegen des bevorstehenden Wehrdienstes gesucht worden sein soll
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Staaten ist es erlaubt, die Wehrpflicht ihrer Bürger als staatsbürgerliche Pflicht einzufüh-

ren und die Erfüllung dieser Pflicht durch Strafandrohungen zu sichem. DerVerpflich-

tung zum Waffendienst im Herkunftsland wohnt für sich genommen keine politische

Verfolgungstendenz inne.

Das Gericht ist aber davon übezeugt, dass die Furcht des Klägers vor einer Verfolgung

im Falle einer Rückkehr unter Berücksichtigung der gegenwärtigen politischen Verhält-

nisse in Syrien, der illegalen Ausreise, der Asylantragstellung in Verbindung gerade mit

der Entziehung vom Wehrdienst bzw. Militärdienst begründet ist.

Dabei kann dahinstehen, ob eine Verfolgungshandlung nach § 3a Abs. 1 Nr. 5 AsylG

darin zu sehen wäre, ob dem Kläger eine Strafverfolgung oder Bestrafung wegen einer

Verweigerung des Militärdienstes in einem Konflikt droht, weilder Militärdienst Verbre-

chen oder Handlungen umfassen würde, die unter die Ausschlussklausel des § 3 Abs. 1

fallen. Das wäre der Fall, wenn aus schwenviegenden Gründen die Annahme gerecht-

fertigt ist, dass derAus!änderein Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen

oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertrags-

werke begehen würde (bejahend VG Wüzburg, Urteilvom 07.09.2016 - W 2 K

16.30603 -, I44!8fu!)

Der Bundesgerichtshot Beschluss vom 1 1. August 2016 - AK 43/16 -, Rn. 9, juris, geht

von schwersten Verletzungen des humanitären Völkerrechts in Syrien durch alle

Kriegsparteien aus:

,,Die in Syrien seit Februar 2011 gegen die Regierung von Bashar al-Assad
schwelenden Proteste eskalierten ab dem 15. Mäz 2011 aufgrund des repressi-
ven und gewahsamen Vorgehens syrischer Sicherheitskräfle, Milizen und Armee
gegen Demonstranten und Opposilionelle. Die dadurch bewirkte Militarisierung
der Protestbewegung entwickelte sich zu einem bewaffneten Aufstand, derAn-
fang 2012 schließlich weite Teile des Landes erfasste und sich zu einem großflä-
chigen Bürgerkrieg ausweitete. Spätestens seit dieserZeit herrscht in Syrien ein
nichtinternationaler bewaffneter Konflikt. Zu Beginn des Bürgerkrieges trat auf
Seiten der bewaffneten Opposition die sog. Freie Syrische Armee als Hauptak-
teur in Erscheinung, die als Dachvereinigung eine Vielzah! inhomogener Kampf-
verbände und Gruppierungen mit unterschiedlichsten Motivationslagen zu vertre-
ten versuchte. lm Laufe einerzunehmenden Radikalisierung der Proteste gegen
das syrische Regime wurde die Freie Syrische Armee ab dem Jahr 2013 von
nunmehrdominierenden islamistischen Milizen - u.a. von der "Jabhat al-Nusra"
und dem sog. lslamischen Staat - bekämpft und aus großen Teilen der von ihr
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bis dahin kontrollierten Gebiete verdrängt. Dem syrischen Regime mit offizieller
Armee, Polizei, Sicherheitskräften und zivilen Milizen steht gegenwärtig eine
Vielzahl von käm pfe nden G ruppie rungen gegenü be r, die z umeist is lam istisch
motiviert sind und ihrerseits keine einheitliche Front bilden, sondem sich in er-
heblichem Umfang auch untereinander bekämpfen. lm Rahmen der intensiv ge-
führten kriegerischen Auseinandersetzungen werden von allen Konflihparteien
schwerste Verletzungen des humanitären Völkerrechts begangen. Alle Konflikt-
parteien gehen teilweise unler Einsatz international geächteterWaffen ohne
Rücksicht auf die Zivilbevölkerung vor, und es finden schwerste Verbrechen so-
wie Massaker an Zivilisten, aber auch an kampfunfähigen gegnerischen Kämp-
fern statt."

Näher zur Menschenrechtslage und Verstößen gegen humanitäres Völkenecht etwa

UNHCR, Eruvägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Repub-

lik Syrien f liehen, November 2015, Seite 9 bis 12.

Fraglich ist aber, ob der Kläger einer militärischen Einheit angehören würde, die im

Rahmen ihrer Einsätze mit hoher Wahrscheinlichkeit Kriegsverbrechen begehen wird

(dazu EuGH, U.v.26.2.2015 - C-472113 - Shepherd - ABI EU 2015 C 138, S. 7 - juris

Rn.43).

Bei einer Abschiebung würde der Kläger aber über den Flughafen Damaskus nach Sy-

rien einreisen. Gerade im Hinblick darauf, dass sich der K!äger durch illegale Ausreise

aus Syrien einer Heranziehung zum Wehrdienst entzogen hat, droht ihm bei einer Wie-

dereinreise mit beachtlicherWahrscheinlichkeit Folter und lnhaftierung in Anknüpfung

an eine unterstellle Regimefeindlichkeit. Dies, weil der Rekrutierungsbedarf der staatli-

chen Truppen sehr groß ist und sich zunehmend Wehrpflichtige dem Militädienst ent-

ziehen. Die Entziehung wird der syrische Staat dahin verstehen, ,,bist du im Krieg nicht

für uns, so bist du gegen uns."

Der Presse lässt sich etwa entnehmen: Die Regierungstruppen verftigten bereits im

Mäz 2013 nur noch über ein Viertel ihrer ursprünglichen Einsatzkräfte, und schrumpf-

ten unterdessen weiter. Es liefen zwar kaum noch Soldaten zu den Rebellen über, aber

immer mehr Männerentzögen sich der Einberufung. Unterden Minderheiten, die zwi-

schen Anpassung und Neutralität lavieren, wachse derWiderstand, die jungen Männer

in den Krieg ziehen zu lassen. ... Selbst Alawiten entzögen sich immer häufigerderAr-

mee. ... Die Zahl derVenreigererwürde geheirn gehalten. Doch seiAnfang 2014 ein

Bericht erschienen, wonach allein in der Regimehochburg Tartus allein 5.000 Männer
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- nicht zum Wehrdienst angetreten sein sollen. lmmer häufiger würden daher auch Wehr-

flüchtige verhattet (Der Spiegel, Wo sind unsere Soldaten?,212016, S. 84).

Das Militär sei schon seit längerem Gezwungen, aggressiv zu rekrutieren. An vielen

Kontrollpunkten, heiße es aus der syrischen Hauptstadt, lägen lange Listen mit den

Namen der Gesuchten. Dafür stehe etwa die Geschichte eines jungen Mannes aus

Damaskus. Der lnformatiker hätte eine Opernvorstellung besucht, als er abgeführt und

zwangsrekrutiert worden sei. Er habe wenigerals einen Monat uberlebt (FM, Aus der

O per aufs Sch lachtfeld, 20.02.2016).

Dem Bericht der Schweizer Flüchtlingshilfe, Syrien: Rekrutierung durch die Armee,

30.07.2014|ässt sich entnehmen: Die Wehrpflicht beginnt im Altervon 18 Jahren und

reicht mindestens bis zum Alter von 42 Jahren (S 1) Unter bestimmten Voraussetzun-

gen können Studenten einen befristeten Aufschub erhalten (S 2).Studenten würden

zweimal im Jahrzu Einberufungsrunden vorgeladen. Personen die nicht studieren, wer-

den kontinuierlich einberufen und der Vorlauf ist küzer (S 8) Wer sich in Kriegszeiten

der Einberufung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. Wer das

Land ohne eine Adresse zu hinterlassen verlässt und sich so der Einberufung entzieht,

wird mit bis zu 3 Jahren Haft und Geldbuße bestraft. Desertion mitfünf Jahren, wenn

der Deserleur das Land verlässt, mit 10 Jahren, wobei Deserteure auch erschossen

werden. Armeeangehörige werden erschossen, gefoltert, geschlagen ode r inhaftiert,

wenn sie Befehle nicht befolgen (S 6) Die syrische Armee ist seitAusbruch des Krie-

ges um die Hälfte reduziert woden.

Personen, die während ihres Auslandsaufenthaltes zum Wehrdienst einberufen werden,

können bei ihrer Einreise durch die syrischen Behörden identifiziert werden, da der Na-

me auf einer entsprechenden Suchliste zu finden ist (S. 7).

lm Bericht der Schweizer Flüchtlingshilfe, Syrien: Mobilisierung in die synsche Armee,

28.03.2015 heißt es unteranderem: Seit Herbst 2014 stellen Beobachterfest, dass das

syrische Regime die Mobilisierungsmaßnahmen in die syrische Armee für Rekruten und

Reservisten intensiviert hat. Gemäß dem lnstitute for the Study of Warwurde die syri-

sche Armee seit dem Aus-bruch des Krieges von 325'000 auf 150'000 Soldaten dezi-

miert. 44'000 Soldaten sollen gefallen sein, der Rest seidesertiert. Zudem habe auch
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die Frustration und die Kriegsmüdigkeit der bis anhin vehementen Unterstützer des As-

sad-Regimes zu-genommen. Alewiten und auch Drusen, die hohe Verluste erlitten ha-

ben, seien immerweniger bereit, fürdas Regime zu kämpfen (S. 1 f.).

Seit Herbsf 2Ol4 ergriff das syrische Regime verschiedene Maßnahmen, um die durch

Desertion und Verluste dezimierte syrische Armee zu stärken. Seither kommt es zu

großflächiger M obil isie rung von Rese rviste n, Ve rhaftungswelle n von Dese rte u re n und

Männern, die sich bis anhin dem Militärdienst entzogen haben. Zudem ergriff das syri-

sche Regime neue Maßnahmen, um gegen Desertion und Wehrdienstentzug anzu-

kämpfen.

Alle werden mobilisiert. Dort wo die syrische Regierung die Kontrolle hat, sind die admi-

nistrativen Strukturen noch intakt und wehrdienstpflichtige Männer erhalten Einberu-

fungsbefehle. Auch intem Vertriebene werden an ihren neuen Aufenthaltsorten regis-

triert und in den Mililärdienst aufgeboten. Prinzipiell rekrutiert das syrische Regime alle

Männer unabhängig vom ethnischen oder religiösen Hintergrund (S 2)

lm Oktober 2014 intensivierte das syrische Regime an verschiedenen Orlen des Lan-

des die Mobilisierung von Reservisten. Die syrische Armee und die regierungstreuen

Milizen etablierten neue Checkpoints und intensivierten Razzien im öffentlichen und

privaten Bereich, um diejenigen Reservisten zu finden, die sich bis dahin dem Dienst

entzogen haben. lm Oktober 2014 begann das Regime in Hama mit einer Generalmo-

bilmachung aller Reservisten, die nach 1984 geboren sind. Ü ber 1500 Männer wurden

innerhalb von vier Tagen an Checkpoints verhaftet. Eine ähnliche Operation fand in

Homs statl, dort wurden 1'200 Männer verhaftet. Eine weitere Generalmobilmachung

begann am 27 . Oktober in Deir ez-Zour. Gemäss dem /nsfifute for the Study of War

(lSW) zirkulieren an den Checkpoints der syrischen Armee Listen mit uber 70'000 Na-

men von Personen, die als Reservisten eingezogen wer-den sollen (s. 3).

Zusätzlich zur Mobilisierung der Reservisten intensivierte das Regime die Suche nach

Refrahären, jungen Männem, die sich dem Militärdienst entzogen haben. Es wurden

mobile Checkpoints errichtet und die Sicherheitsdienste führten anhand von Listen, die

auch an Checkpoints und an der Grenze genutzt werden, Razzien durch. Diese Maß-

nahmen wurden in allen vom Regime kontrollierten Gebieten durchgeführt, von Aleppo
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im Norden bis nach Daraa im Süden des Landes und von Latakia und Tartus an der

Küste bis nach al Hasaka im Osten des Landes. Bereits in den ersten sieben Monaten

des Jahres 2014 dokumentiert das Syrian Network for Human Rr'gf,fs über 5'400 Ver-

haftungen von wehrdienstpflichtigen jungen Männern. Zusätzlich zur Uberprüfung jun-

gerMänneran Checkpointsführlen Sicherheitskräfte auch Razzien in Bussen, Cafös

und in Wohnquartieren durch (S. 3).

Wie bereits von der SFH beschrieben, werden Deserteure und Personen, die sich dem

Militärdienst entzogen haben, inhaftiert und verurteilt. ln Haft kommt es zu Folter und

Menschenrechtsorganisationen berichten über Exekutionen von Deserteuren. Auch

Familienangehörige werden verhaftet odervon den syrischen Behörden unter Druck

geseEt. Männer, die von den Sicherheitsdiensten aufgegriffen werden, werden meis-

tens vom militärischen Sicherheitsdienst oderdem Luftwaffen-Sicherheitsdienst verhaf-

tet. Einige werden vor das Militärgericht al-Qaboun in Damaskus gestellt. Das Office of

the United Nalions High Commissioner for Human Righls (OHCHR) hat bei beiden Si-

cherheitsdiensten Fälle von Folter dokumentiert. Einige der Verhafteten werden vom

Militärgericht zu Haftstrafen verurteilt, bevor sie eingezogen werden, andere werden

venruamt und direkt in den Militärdienst geschickt (S. 4).

lm Herbst 2014 erließ das Regime verschiedene Maßnahmen, um die Ausreise wehr-

dienstpflichtiger Männer zu verhindern. Bereits seit dem Ausbruch des Krieges verlan-

gen die syrischen Behörden bei der Ausreise von Männern, die zwischen 18 und 42

Jahre alt sind, eine offizielle Beqlaubigunq des Militärs, dass sie vom Dienst freigestellt

sind.

Am 20. Oktober 2014 verbot die General Mobilisation Administrafion des Department of
Defence allen Männem dle Ausreise, die a,rrischen 1985 und 1991 geboren sind. Mit

den neuen Restriktionen haben Männer in den 20em keine Moglichkeiten mehr, das

Land legalzu verlassen (S. 4).

Angesichts dieser Situation ist es plausibel, wenn das UNHCR, Erwägungen zum

Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen, November

2015, Seite 25t.,zu dem Ergebnis gelangt, Wehrdienslveruveigerer benötigen internati-
onalen Schutz im Sinne der GFK.
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Ein dahin gehender Hinweis lässt sich auch der Auskunft der Botschaft Beirut vom

03.02.2016 entnehmen. Darin heißt es vuar zunächst, dass dem Auswärtigen Amt kei-

ne Erkenntnisse dazu vorliegen, dass ausschließlich aufgrund des vorausgegangenen

Auslandsaufenthalts Rückkehrer nach Syrien Übergriffe/Sanktionen zu erleiden haben.

Allerdings seien Fälle bekannt, beidenen Rückkehrer nach Syrien befragü, zeitweilig

inhaftiert oder dauerhaft verschwunden seien. Dies stehe überwiegend in Zusammen-

hang mil oppositionsnahen AHivitäten oder in Zusammenhang mit einem nicht abge-

leisteten Wehrdienst. Dies entspreche auch den Erkenntnissen von Menschenrcchtsor-

ganisationen, mit denen das Auswärtige Amt bzw. die Botschaft Beirut zusammenarbei-

te.

Es entspricht seit langem der ständigen Entscheidungspraxis der Beklagten und auch

der bisherigen überwiegenden Rechtsprechung, dass Rückkehrerim Fa!!e einerAb-

schiebung nach Syrien eine obligatorische Befragung durch synsche Sicherheitskräfte

unter anderem zur allgemeinen lnformationsgewinnung über die Exilszene zu enrriarten

haben und davon auszugehen ist, dass bereits diese Befragung mit beachtlicherWahr-

scheinlichkeit eine konkrete G efährdung in Form m e nsche nrechtswidriger Be handlu ng

beinhaltet. Rückkehrer nach Syrien unterliegen - angesichts des ihnen gegentiberweit

verbreiteten und wahllosen Einsatzes der Folter durch den syrischen Staat - allgemein

der Gefahr, der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung ausgesetä

zu werden (vgl. z. B. OVG NRW, Beschluss vom 14. Februar 2012 - 14 A 2708/10.4 -,
juris, dort insbesondere Rn. 28 ff. Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante La-

ge des Auswärtigen Amtes vom 27. September 2010, S. 16, 20; vg!. auch HessVGH,

Beschluss vom 27.01 .2014 - 3 A 917113.2.4 -, juris).

Fraglich kann sein, ob und wie sich derandauemde Bürgerkriegs auswirkt, und ob

menschenrechtswidrige Maßnahmen an eine vermutete politische Gesinnung anknup-

fen (bejahend bisher etwa HessVGH, Beschluss vom 27 . Januar 2014 - 3 A

917113.2.4. -, juris; verneinend OVG NRW, Urteilvom 14. Februar 2012, zuletzt Be-

schluss vom 05. September 2016 - 14 A 1802116.A -, juris).

Es könnte vermutet werden, dass angesichts 1 Million Knegsflüchtlinge aus Syrien in

Westeuropa nicht jedermann eine oppositionelle Gesinnung unterstellt werden kann.

Konkrete Erkenntnisse gibt es nicht. Abschiebungen finden seit 2011 nicht mehr statt
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- Menschenrechtsorganisationen erhalten von syrischen Behörden keine Erlaubnis für

Recherchen im Land (TAZ, 19.08.2016, Tod hinterverschlossenen Türen).

Die Auslandsaufklärung syrischer Nachrichtendienste scheint nach wie vor intensiv

stattzufinden. lm Verfassungsschutzbericht des Bundesministeriums des lnnern fürdas

Jahr 2015 vom 28.06.2016 heißt es auf S. 263 f.: lm Zusammenhang mit den anhalten-

den Flüchtlingsbewegungen nach Deutschland gab es im Jahr 2015 eine Vielzahl von

Hinweisen auf bundesweite Aufklärungsbem ühungen syrischer Dienste im F lüchtlings-

umfeld. Die syrischen Nachrichtendienste verfügen ungeachtet des Bürgerkriegs und

damit einhergehender Auflmungserscheinungen in Teilen des Machtapparates unver-

ändert über leistungsfähige Strukturen. lhrAufgabenschwerpunkt ist die Ausforschung

von Gegnem des syrischen Regimes, zu denen sowoh! islamische und islamistisch-

terroristische Gruppierungen als auch die breit gefächerte säkulare und kurdische Op-

positron 2ählen.

Dahinstehen kann, ob nach derzeitigerAuskunttslage alleine eine illegale Ausreise aus

Syrien und ein Antrag auf Asyl in Deutschland bei einer - unterstellten - Rückkehr nach

Syrien die beachtliche Wahrscheinlichkeit politischerVerfolgung auslösen (so VG Mün-

chen, Urteil vom 17.03.2016 - M 22 K 15.30256 -, juris; VG Köln, Urteil vom 23. Juni

2016 - 20 K 1599/16.4-, juris; VG Regensburg, Urteilvom 06.07.2016 - RN 11 K

16.30889 -, juris; VG Düsseldorf, Gerichtsbescheid vorn 10. August 2016 - 3 K

7501/16.A-, juris; VG Schleswig-Holstein, Gerichtsbescheid vom 22. September2016

- 12 A232116 -, juris; VG Trier Urteilvom 16.06.2016 - 1 K 1576116.TR -,
www.asyl.net, und Pressemitteilung Nr.2212016 vom 10.10.2016; VG Meiningen, Urteil

vom 01 .07.2016 - 1 K 20205116.Me - wurw.asyl.net; wohl auch VG Wüzburg, Urteil

vom 07.09.2016 -W 2 K 16.30603 -, www,asyl.net; die Berufung zugelassen haben

etwa OVG NDS, Beschluss vom 01 .12.2015; OVG RhPf, Beschluss vom 15.09.2016 -
1 A 10786/16 -, vrnuw.asyl.nel, und BayVGH, Beschluss vom 22.09.2016 - 21ZB

16.30325 -, www.asyl.net, keine politische Verfolgung: Obervenrraltungsgericht für das

Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 05. Seplember 2016 - 14 A 1802116.A -,
juris mit Nachweise seiner früheren Rechtsprechung).

Vorliegend kommt entscheidend hinzu, dass der Klägerwehrdienstpflichtig ist und sich

einer Heranziehung durch verbotene Ausreise entzogen hat und ihm damit eine opposi-
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Rechtsm itte lbe le h ru n g

- tionelle Überzeugung zumindest unterstellt würde. Der Kläger ist 1988 geboren. Män-

ner, die zwischen 1985 und 1991 geboren sind ist gerade im Hinblick auf den Wehr-

dienst die Ausreise verboten (siehe oben S. S). Er stammt außerdem aus lund hat

sich in eaufgehalten an beiden Orten wird gezielt nach Militärdienstpflichtigen

gesucht (siehe oben S. 7 f.). Die Gefährdung des Klägers knüpft damit jedenfalls auch

an eine bei ihm vermutete politische Gesinnung an, sodass die Voraussetzungen für die

Gewährung der Flüchtlingseigenschaft vorliegen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Beklagte hat als unterlege-

ne Verfahrensbeteiligrte die Koslen des Verfahrens zu tragen. Die Entscheidung über

die Gerichtkostenfreiheit beruht auf § 83b AsylG. Der Ausspruch über die vorläufige

Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11 ,711ZPO.

Die Beteiligten können die Zulassung der Berufung gegen dieses Urtei! beantragen. Der

Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vol!-

ständigen Urteils bei dem

Verwaltungsgericht Wies baden

MainzerStraße 124

65189 Wiesbaden

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In ihm sind die Gründe dazu-

legen, aus denen die Berufung zuzulassen ist.

Die Berufung ist nurzuzulassen, wenn

die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

das Urteilvon einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwal-

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes

oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht,

oder
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ein in § 138 derVenraltungsgerichtsordnung bezeichneterVerfahrensmangel gel-

tend gemacht wird und vorliegt.

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemäß § 67 Abs. 4 VwGO Vertre-

tungszwang. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim Hes-

s ischen Ve nrya ltungsge richtshof e inge leitet wi rd.

Be i den hess ischen Venva ltungsge richten u nd dem Hessischen Verwaltungsge richts hof

können elektronische Dokumente nach Maßgabe derVerordnung der Landesregierung

überden elektronischen Rechtsverkehrbei hessischen Gerichten und Staatsanwalt-

schaften vom 26. Oktober 2007 (GVBI. l, S. 699)eingereicht werden. Auf die Notwen-

digkeit der qualifizierten d§italen Signatur bei Dokumenten, die einem schriftlich zu un-

tezeichnenden Schriftstück gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 1 Satz 3

VwGO).

Dr. Wartusch

Beglaubigt:
Wiesbaden, den 1 ber 2016

Berner
J


